Lösungen zum Sachverhalt Max J.
1. Der objektive Tatbestand ist gem. § 226 Abs. 2 StGB gegeben. Der subjektive Tatbestand ist hier gem. § 15 StGB der Vorsatz. Es liegen keine Rechtfertigungsgründe oder Schuldausschließungsgründe vor. Demnach hat sich Max J. strafbar gemacht.
a. Dies ist ein Verbrechen.
2. Max J. ist hier Täter und sein Sohn Thomas J. ist der Gehilfe.
3. Für einen Untersuchungshaftbefehl müssen der dringende Tatverdacht, ein Haftgrund sowie die Verhältnismäßigkeit vorliegen.
a. Haftprüfung und Haftbeschwerde
4. Die Ermittlungsbehörde muss noch die Einziehung des Wertes des Erlangten in Höhe von 100 Euro beantragen.
5. Die große Strafkammer ist beim Landgericht gem. § 74 Abs. 1 GVG zuständig, wenn nicht das Amtsgericht oder Oberlandesgericht zuständig ist, eine Freiheitsstrafe im Einzelnen von mehr als vier Jahren zu erwarten ist. Der Jugendrichter wäre für das vereinfachte Jugendverfahren zuständig gem. § 76 JGG. Der Jugendrichter generell entscheidet bei Erziehungsmaßregeln, Zuchtmitteln oder bei Jugendstrafen bis zu einem Jahr (§ 39 JGG)
6. Die große Strafkammer ist in diesem Fall nach § 76 Abs. 2 S. 4 GVG mit zwei Richtern und zwei Schöffen besetzt.
7. Präsentieren und Zuständigkeit prüfen  Richtervorlage
8. Anklagezustellung an den Angeschuldigten wegen dem rechtlichen Gehör.
9. Das Hauptverfahren wird gem. § 203 StPO eröffnet.
10. Am 04.03.2026 muss die Ladung zugestellt werden.
11. Die Kammer muss ihre Besetzung nach § 222a StPO mitteilen.
a. Max J. kann in diesem Fall die sofortige Aussetzung der Verhandlung beantragen.
12. Es ergeht die Aussetzung.
13. Die Kammer kann nach dem Nichterscheinen von Max J. einen Haftbefehl nach Antrag erlassen. Alternativ kann Max J. auch polizeilich vorgeführt werden. (§ 230 Abs. 2 StPO)
a. § 226 Abs. 2 iVm § 38 Abs. 2 iVm § 78 Abs. 3 Nr. 2 iVm § 78c Abs. 3 S. 2 StGB muss Max J. vierzig Jahre untertauchen um nicht mehr verfolgt werden zu können.
14. Max J., Sebastian N. und die Staatsanwaltschaft können Revision binnen einer Frist von einer Woche nach Verkündung einlegen.
15. Sebastian N. konnte Nebenkläger werden, da dieser durch eine rechtswidrige Tat verletzt wurde. Die Zulassungsvoraussetzung steht in § 395 Abs. 1 Nr. 3 StPO.
16. Die Verwarnung ist ein Zuchtmittel.
17. Max J. hat prinzipiell das Beschwerderecht nach § 108 StVollzG. 
a. Max J. kann nach § 109 StVollzG Antrag auf gerichtliche Entscheidung beantragen. Die Strafvollstreckungskammer entscheidet darüber. Gegen diese Entscheidung kann Max J. dann Rechtsbeschwerde gem. § 116 StVollzG einlegen, binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung (§ 118 Abs. 1 S. 1 StVollzG)
18. Nach § 57 Abs. 1 StGB sind die Voraussetzungen für die 2/3 Strafe: 2/3, mindestens zwei Monate wurden verbüßt, das Sicherheitsinteresse sprich nicht dagegen und die Einwilligung des Verurteilten.
a. Die Strafvollstreckungskammer ist zuständig. Dort entscheidet der Einzelrichter nach § 78b Abs. 1 Nr. 2 GVG.
